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1 Umfrage zum Projekt 

Dieses Projektexposé soll Marktteilnehmern und allen anderen interessierten Parteien die Eck- 
punkte der geplanten Ausschreibung zur Planung, zur Errichtung und zum Betrieb eines Schnellla- 
denetzes für E-Lkw auf bewirtschafteten Rastanlagen an Bundesautobahnen vorstellen. 

Zudem haben die interessierten Parteien und Marktteilnehmer die Möglichkeit zur geplanten Aus-
schreibung Stellung zu nehmen und in diesem Rahmen auch etwaige bereits betriebene oder konk-
ret geplante Ladeinfrastruktur für schwere Nutzfahrzeuge an Bundesautobahnen bekannt zu geben 
(vgl. hierzu die Frage- und Anmerkungsmöglichkeit). 

Alle Rückmeldungen von Marktteilnehmern und anderen interessierten Parteien werden vor Beginn 
der Ausschreibung ausgewertet. Damit trägt der Bund auch den Anforderungen der Leitlinien der 
Europäischen Kommission für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen (2022/C 80/01  
– insb. Rn. 194) Rechnung. 

2 Hintergrund der Ausschreibung 

Schwere Nutzfahrzeuge wie Lkw und (Reise-)Busse verursachen etwa ein Viertel der CO2-Emissio-
nen im Verkehrssektor. Der Einsatz von lokal emissionsfreien Antrieben in schweren Nutzfahrzeu-
gen ist daher ein wesentlicher Baustein zur Erreichung der Klimaschutzziele nach dem Klimaschutz-
gesetz, setzt seinerseits aber eine geeignete Ladeinfrastruktur voraus. 

Auf Basis einer umfangreichen Markterkundung des Bundes aus dem Jahr 2024 ist zu erwarten, dass 
batterieelektrische E-Lkw bis zum Jahr 2030 einen erheblichen Anteil der Neuzulassungen schwerer 
Nutzfahrzeuge bilden werden.1 

 

 

 

1 NOW GmbH, „Marktentwicklung klimaneutraler Technologien im schweren Straßengüterverkehr“, S. 12, 2024. 

https://forms.cloud.microsoft/e/JXwkPCru4d
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Abbildung 1: Prognostizierte Absatzzahlen von schweren Nutzfahrzeugen (N3) bis 2033 unterteilt nach Antriebsart 

Dieser Markthochlauf von E-Lkw wird jedoch nur gelingen, wenn flächendeckend eine bedarfsge-
rechte und nutzerfreundliche Ladeinfrastruktur für E-Lkw – auch entlang der Bundesautobahnen – 
zur Verfügung steht. Der Bund ist gesetzlich verpflichtet, eine solche Ladeinfrastruktur auch auf be-
wirtschafteten und unbewirtschafteten Rastanlagen an Bundesautobahnen zu gewährleisten, § 3 
Abs. 1 i.V.m. § 5 Abs. 1 SchnellLG. 

Die Errichtung eines Lkw-Schnellladenetzes, das den spezifischen Anforderungen des schweren 
Straßengüterverkehrs entlang wesentlicher Verkehrsachsen gerecht werden soll, wird wesentlich 
dazu beitragen, dieser Gewährleistungsaufgabe nachzukommen. Das konzipierte Lkw-Schnelllade-
netz umfasst zunächst rund 1.800 MCS-Ladepunkte (Megawatt Charging System) und rund 2.400 
CCS-Ladepunkte (Combined Charging System) an etwa 350 Standorten auf bewirtschafteten und 
unbewirtschafteten Rastanlagen entlang der Bundesautobahnen. 

Neben dem geplanten Lkw-Schnellladenetz an den Rastanlagen wird dem Ausbau von Schnelllad-
einfrastruktur auf privaten Flächen in der Nähe von Bundesautobahnen eine wesentliche Bedeu-
tung beigemessen. Erst das Zusammenspiel öffentlicher und privater Infrastrukturvorhaben ermög-
licht den bedarfsgerechten Aufbau eines umfassenden Ladeangebots für den schweren Straßengü-
terverkehr. 
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Neben der Elektrifizierung des schweren Straßengüterverkehrs sind die Voraussetzungen für einen 
lokal emissionsfreien Reisebusverkehr zu schaffen. Reisebusse machen etwa zwei Prozent der ge-
samten schweren Nutzfahrzeugflotte aus. Es bestehen wesentliche technische Gemeinsamkeiten 
zwischen E-Reisebussen und E-Lkw, so dass die aufzubauende Lkw-Ladeinfrastruktur auch die Vo-
raussetzungen für den Hochlauf von E-Reisebussen schaffen wird. Die Unterschiede, die sich haupt-
sächlich aus den verkehrstechnischen Anforderungen des Fahrgastbetriebs ergeben, werden best-
möglich berücksichtigt. 

Die Standortauswahl und Dimensionierung des Lkw-Schnellladenetzes wurde in Vorbereitung der 
Ausschreibung an den unbewirtschafteten Rastanlagen (dazu sogleich) gleichermaßen für die be-
wirtschafteten Rastanlagen vorgenommen, um ein einheitliches Lkw-Schnellladenetz zu erhalten 
und frühzeitig für alle Rastanlagen die Netzanschlussverfahren starten zu können. Daher ent-
spricht die Methodik zur Bestimmung der bewirtschafteten Rastanlagen und deren Ladebedarfe 
dem Vorgehen an unbewirtschafteten Rastanlagen. Hierfür wurden sechs Verfahrensschritte auf 
Basis umfangreicher Analysen von Verkehrs- und Mautdaten angewandt: 

1. Ermittlung des deutschlandweiten Ladebedarfs im Fernverkehr (Fahrten länger als 300 km) 
für das Jahr 2030 unter Berücksichtigung des Verkehrsaufkommens an Bundesautobahnen 
sowie der voraussichtlichen Marktentwicklung von Nutzfahrzeugen. 

2. Verortung des Ladebedarfs auf Streckenabschnitte der Bundesautobahn mit Hilfe von 
Querschnittszählungen von Fernverkehrsfahrten aus Mautdaten. 

3. Auswahl geeigneter Rastanlagen auf der Bundesautobahn unter Einbeziehung der AFIR-
Anforderungen sowie weiterer Standortkriterien (u.a. Standorttyp, streckenbezogener La-
debedarf, Stellplatzverfügbarkeit, Abstand zum nächsten Autohof). 

4. Aggregation der Ladebedarfe je Streckenabschnitt der Bundesautobahn auf ausgewählte 
Standorte. 

5. Dimensionierung der Ladestandorte basierend auf Parkaufenthalten und -dauern. 

6. Bestimmung der Anzahl an Ladepunkten je Rastanlage unter Berücksichtigung von Flächen-
knappheiten und Festlegung von Umwandlungsanteilen der Stellplätze in Ladepunkte. 

Das konzipierte Lkw-Schnellladenetz umfasst 227 bewirtschaftete Rastanlagen und 124 unbewirt-
schaftete Rastanlagen an Bundesautobahnen.  

Das Vergabeverfahren für die Planung, Errichtung und den Betrieb von Lkw-Schnellladeinfrastruktur 
an 124 unbewirtschafteten Rastanlagen ist abgeschlossen; die Autobahn GmbH des Bundes hat die 
Zuschläge in fünf Losen am 30. Juni 2026 erteilt. Bis Ende 2030 sollen an den Standorten insgesamt 
836 Ladepunkte errichtet werden, davon 447 MCS und 389 CCS-Ladepunkte. 



 

Seite 6 von 12 

Gegenstand des bevorstehenden Vergabeverfahrens ist die Planung, die Errichtung und der Betrieb 
von Lkw-Schnellladeinfrastruktur auf bewirtschafteten Rastanlagen mit rund 1.300 MCS- und 2.000 
CCS-Ladepunkten. 

 

 

3 Eckpunkte der Leistungsbeschreibung 

Die Vergabe des Auftrags erfolgt in Losen, wobei die Planung, die Errichtung und der Betrieb der 
Ladeinfrastruktur jeweils gemeinsam für ein Los ausgeschrieben werden. Die vorgesehene Vertrags-
laufzeit beträgt acht Jahre. Darüber hinaus ist eine Verlängerung der Vertragslaufzeit um insgesamt 
bis zu vier Jahre möglich. Die Vertragslaufzeit trägt der frühen Entwicklungsphase des Marktes Rech-
nung und schafft zugleich die notwendige Flexibilität, um auf künftige Marktentwicklungen ange-
messen reagieren zu können. 

 

Abbildung 2: Lkw-Schnellladenetz 2030 (Stand 30.06.2026) 
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3.1 Losaufteilung 

Die 227 bewirtschafteten Rastanlagen werden gleichmäßig in fünf regional überlappende Lose auf-
geteilt. Jedes Los umfasst rund 45 Standorte. Durch den Loszuschnitt sollen wirtschaftlich vergleich-
bare Lose gebildet und eine Vergabe an mehrere Bieter ermöglicht werden, wodurch Wettbewerb 
gefördert und Risiken bei der Errichtung und dem Betrieb der Ladeinfrastruktur verteilt werden. 
Folgende Kriterien werden dabei insbesondere berücksichtigt: 

− Verteilung:  Die Lose sind so zugeschnitten, dass jedes Los eine möglichst vergleichbare An-
zahl an Standorten umfasst und zugleich eine ähnlich große geografische Region in Deutsch-
land abdeckt. 

− Attraktivität: Die Lose sind so zugeschnitten, dass zwischen ihnen ein möglichst ausgewoge-
nes Verhältnis hinsichtlich installierter Ladeleistung sowie voraussichtlicher Einnahmemög-
lichkeiten und Betriebsaufwände besteht. 

− Synergienutzung: Gegenüberliegende Rastanlagen werden demselben Los zugeordnet, um 
Synergien im Aufbau zu nutzen. 

Daraus ergibt sich die folgende, vorläufige Losstruktur: 

Abbildung 3: Loszuschnitt für die bewirtschafteten Rastanlagen (aktueller Stand) 
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3.2 Errichtung der Ladeinfrastruktur 

Leistungsgegenstand sind sämtliche erforderlichen Planungs-, Liefer-, Montage- und Bauleistungen 
für die gesamte Ladeinfrastruktur an jedem Standort eines Loses sowie der anschließende Betrieb. 
Errichtet wird eine verbindlich vorgegebene Anzahl von MCS- und CCS-Ladepunkten mit entspre-
chenden Leistungsanforderungen je Standort. 

Für CCS-Ladepunkte zum Zwischenladen ist eine Nennladeleistung von mindestens 400 kW und für 
MCS-Ladepunkte eine Nennladeleistung von mindestens 1 MW vorgesehen. Bei gemeinsamer Nut-
zung von Leistungseinheiten muss an einem gleichzeitig genutzten MCS-Ladepunkt dauerhaft eine 
Ladeleistung von mindestens 800 kW zur Verfügung stehen. CCS-Ladepunkte zum Übernachtladen 
weisen eine Nennladeleistung von mindestens 150 kW auf. Bei gemeinsamer Nutzung von Leis-
tungseinheiten müssen dauerhaft mindestens 100 kW je gleichzeitig genutztem Ladepunkt zur Ver-
fügung stehen. MCS- und CCS-Ladepunkte haben sich immer links neben dem Fahrzeug zu befinden, 
sodass dieses ausschließlich von links geladen wird. Das Laden von rechts ist nicht vorgesehen. Es 
ist zudem ein intelligentes Energiemanagementsystem zu implementieren, um vorhandene Netzka-
pazitäten effizient zu nutzen und um eine dynamische Lastverteilung zu ermöglichen. 

Die Errichtungsleistungen umfassen neben den Ladeeinrichtungen insbesondere die erforderlichen 
technischen Anlagen, Anschluss- und Verkabelungsarbeiten sowie die notwendigen Anpassungen 
der Verkehrs-, Stellplatz- und Nebenflächen. Zudem sind zur Vermeidung von Fehlbelegungen und 
zur Sicherung reservierter Ladepunkte physische Barrieren (z. B. Schranken) zu errichten.  

Der AG strebt an, die Errichtung der Infrastruktur innerhalb von fünf Jahren vorzugeben. Die Reali-
sierbarkeit dieses Zeitraums hängt jedoch maßgeblich von der rechtzeitigen Bereitstellung der er-
forderlichen Netzanschlüsse ab. Soweit Netzanschlüsse erst zu einem späteren Zeitpunkt zur Verfü-
gung stehen, wird der Errichtungszeitraum für die betreffenden Standorte entsprechend angepasst. 

Der Bund trägt die Kosten für die Errichtung beziehungsweise Erweiterung der erforderlichen Netz-
anschlüsse einschließlich etwaiger Baukostenzuschüsse. Der Auftragnehmer stellt die Stromversor-
gung der Ladeinfrastruktur sicher und übernimmt nach Maßgabe der vertraglichen Regelungen die 
Netz- und Anschlussnutzung. Soweit die vorgesehene Netzanschlusskapazität nicht vollständig zur 
Verfügung steht, können ein Lastmanagement und gegebenenfalls Speicherlösungen vorgesehen 
werden.  

Die Errichtung erfolgt im Wesentlichen in vier Schritten: 

− Planung und Genehmigung: standortbezogene Planung und Einholung der erforderlichen 
Genehmigungen und Freigaben 

− Infrastrukturaufbau: Herstellung der erforderlichen Flächen sowie Installation und Anschluss 
der Ladeeinrichtungen 

− Inbetriebnahme: Prüfung der Funktionsfähigkeit, Abnahme und Betriebsfreigabe 

− Aufnahme des regulären Betriebs: Übergang in den Betrieb mit kontinuierlicher Überwa-
chung, Wartung und Instandhaltung 
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Gegenstand der Ausschreibung wird auch eine Skalierung der Ladeinfrastruktur sein. Wenn sich 
während der Vertragslaufzeit herausstellt, dass die bestehende Ladeinfrastruktur an einem Stand-
ort nicht ausreicht, um den Bedarf dauerhaft zu decken, können auf Veranlassung des Auftragge-
bers auch weitere Ladeeinrichtungen an diesem Standort errichtet werden.  

3.3 Betrieb 

Die Betreiber müssen eine hohe technische Verfügbarkeit der Ladepunkte und einen sicheren, ord-
nungsgemäßen und nutzerfreundlichen Betrieb gewährleisten. Hierzu gehören insbesondere die 
kontinuierliche Überwachung, Wartung, Instandhaltung und Entstörung der Ladeinfrastruktur, eine 
kostenfreie technische Hotline, nutzerfreundliche Zahlungs- und Abrechnungssysteme sowie eine 
gute Auffindbarkeit und die Anbindung an Reservierungs- und Informationssysteme mittels offener 
Schnittstellen. 

Jeder Bieter legt im Rahmen seines Angebots zudem ein Betriebskonzept vor, in dem er insbeson-
dere auf folgende Punkte eingeht: 

− Wartung, Instandhaltung und Entstörung, 

− technische Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit, 

− Nutzerfreundlichkeit und Kundenservice sowie 

− Verkehrssicherung und Schnittstellen zum Betrieb der bewirtschafteten Rastanlage.  

Der Betreiber muss den Zugang zu den Ladeeinrichtungen über die folgenden Ladeoptionen er-
möglichen:  

− Ad-hoc-Laden direkt beim Betreiber: 

o Endkunden können ohne vorherige Registrierung und ohne Abschluss eines über den 
einzelnen Ladevorgang hinausgehenden Vertragsverhältnisses spontan laden. 

o Der Betreiber ist für den Stromeinkauf und -verkauf verantwortlich. 

o Der Ad-hoc-Preis wird vom Betreiber im Rahmen der gesetzlichen und vertraglichen 
Vorgaben bestimmt. Das Infrastrukturentgelt wird bei der Kalkulation des Ad-hoc-
Preises berücksichtigt (s. Erläuterung unter 3.4). 

− Vertragsbasiertes Laden über E-Mobilitätsdienstleister (sog. EMP): 

o Kunden können auf Grundlage eines Vertrages mit einem EMP laden. 

o Der Betreiber verschafft EMPs diskriminierungsfrei Zugang für deren Kunden (Ro-
aming oder bilaterale Verträge).  
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o Der Betreiber ist für den Stromeinkauf verantwortlich. 

o Der Ladepreis des Endkunden wird durch dessen Vertrag mit dem Mobilitätsdienst-
leister bestimmt. Das Infrastrukturentgelt (s. Erläuterung unter 3.4) wird bei der Kal-
kulation der zwischen Betreiber und Mobilitätsdienstleister vereinbarten Zugangs-
entgelte berücksichtigt. 

− Durchleitungsmodell als Variante des vertragsbasierten Ladens („EMP+“): 

o Kunden können den Strom über einen Stromlieferanten bzw. Mobilitätsanbieter ih-
rer Wahl beziehen oder selbst beschaffen. 

o Grundlage ist eine bilanzielle Zuordnung der geladenen Strommengen nach Maß-
gabe der Anlage 6 der Festlegung BK6-20-160 vom 21. Dezember 2020 (Netzzugangs-
regeln zur Ermöglichung einer ladevorgangscharfen bilanziellen Energiemengenzu-
ordnung für Elektromobilität (NZR-EMob)) zu einem vom Endnutzer bzw. dessen 
EMP benannten Bilanzkreis. 

o Der Betreiber stellt die Ladeinfrastruktur sowie die für die bilanzielle Zuordnung er-
forderlichen technischen und energiewirtschaftlichen Prozesse zur Verfügung und 
erhebt das Infrastrukturentgelt (s. Erläuterung unter 3.4) sowie die Netzentgelte (Ar-
beitspreis), Umlagen und Abgaben. Für die beim Ladevorgang entstehenden Strom-
verluste erhält der Betreiber eine pauschale Vergütung. 

o Da der Kunde im Durchleitungsmodell von seinem eigenen Stromlieferanten belie-
fert wird, wird der mit diesem vereinbarte Ladestrompreis direkt zwischen dem Kun-
den und seinem Stromlieferanten abgerechnet. 

3.4  Wettbewerbsmodell 

Ziel des Wettbewerbsmodells dieser Ausschreibung ist es, einen kosteneffizienten Ausbau der Lad-
einfrastruktur zu ermöglichen und zugleich faire sowie transparente Ladepreise für die Nutzerinnen 
und Nutzer sicherzustellen. Zur Erreichung dieses Ziels muss das Wettbewerbsmodell insbesondere 
folgende Herausforderungen adressieren: 

1. Investitions- und Auslastungsrisiko: 

Derzeit sind nur wenige batterieelektrische schwere Fahrzeuge im Einsatz. Ein signifikanter 
Markthochlauf wird erst in den kommenden Jahren erwartet und hängt maßgeblich vom 
Aufbau einer funktionsfähigen Ladeinfrastruktur ab. Für Betreiber von Ladeinfrastruktur ist 
der Aufbau und Betrieb der erforderlichen Infrastruktur in dieser frühen Marktphase daher 
mit wesentlichen Investitions- und Auslastungsrisiken verbunden.  

2. Beschränkte Anbietervielfalt an Autobahnen: 
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Entlang der deutschen Bundesautobahnen besteht eine hohe Flächenknappheit. Ladeinfra-
struktur für schwere Nutzfahrzeuge wurde dort bislang kaum errichtet. Zu Beginn und wäh-
rend des Markthochlaufs ist mit großen Entfernungen zwischen vielen Ladestandorten zu 
rechnen. In Verbindung mit den gesetzlich vorgeschriebenen Lenk- und Ruhezeiten der End-
verbraucher ist zu erwarten, dass trotz des vorgesehenen Loszuschnitts (vgl. 3.1) auf meh-
reren Streckenabschnitten faktisch nur das Angebot eines Betreibers verfügbar ist. Diese Ab-
hängigkeit birgt das Risiko eingeschränkten Wettbewerbs und daraus resultierender Preis-
aufschläge aufgrund fehlender Ausweichmöglichkeiten. Dies würde die kostensensible Lo-
gistikbranche erheblich belasten und den Hochlauf batterieelektrischer, schwerer Nutzfahr-
zeuge behindern. 

Das Wettbewerbsmodell begegnet diesen Herausforderungen, indem es den Wettbewerb um den 
Markt (Ausschreibung) mit Wettbewerb an der Ladesäule (Durchleitungsmodell) kombiniert. Hie-
raus ergeben sich die folgenden Eckpunkte zur Vergütung des Betreibers sowie der Risikoverteilung 
zwischen Bund und Betreiber:  

− Jeder Betreiber, der in einem Los den Zuschlag erhalten hat, erhält eine Vergütung für die 
Errichtung (inkl. Planung) und den Betrieb der Ladeinfrastruktur nach Maßgabe seines An-
gebotspreises. 

− Der Bund legt ein einheitliches Infrastrukturentgelt für alle Lose fest, dessen Höhe sich im 
Wesentlichen an den Ergebnissen der Ausschreibung (Kosten für Errichtung und Betrieb der 
Ladepunkte) sowie den Kosten der Netzanschlüsse und der Leistungspreise der Netznutzung 
ableitet, u.a. aber auch die prognostizierten Erlöse aus der Vermarktung von THG-Quoten 
berücksichtigt. 

− Das Infrastrukturentgelt erhebt der Betreiber bei jedem Ladevorgang (und in jeder ange-
führten Ladeoption (Ad-hoc-Laden, vertragsbasiertes Laden mit EMP oder Durchleitungsmo-
dell) und leitet es an den Bund weiter. 

− Über das Infrastrukturentgelt hinausgehende Zahlungen für den Ladevorgang verbleiben 
beim Ad-hoc-Laden beim Betreiber; das gleiche gilt, soweit Betreiber dritten EMP das Laden 
für seine Kunden ermöglicht oder der Betreiber selbst als EMP tätig wird. 

Mit diesem Ansatz wird folgendes erreicht: 

− Jeder Betreiber kann seinen Angebotspreis auf Basis seiner Kosten für die Errichtung und 
den Betrieb frei kalkulieren. Der Bund übernimmt durch die Vergütung der Errichtung und 
des Betriebs einen wesentlichen Teil des Investitions- und Auslastungsrisikos. Der Betreiber 
trägt insbesondere die mit dem Betrieb, der Verfügbarkeit, der Strombeschaffung und der 
Vermarktung der Ladevorgänge verbundenen Risiken. 

− Der Betreiber partizipiert gleichwohl an der Nutzung der Ladeinfrastruktur – und hat damit 
ein Interesse an deren Verfügbarkeit – da er Gewinne im Rahmen der Vermarktung der La-
devorgänge erzielen kann (Ad-hoc Laden; vertragsbasiertes Laden dritter EMP). 
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− Der Bund legt in keiner der drei Ladeoptionen Endkundenpreise fest. Die Endkundenpreise 
setzen sich neben dem Infrastrukturentgelt nämlich mindestens noch aus den Strombe-
schaffungskosten, den Netzentgelten (Arbeitspreis) sowie weiteren staatlich veranlassten 
Kosten (insb. Steuern, Abgaben, Umlagen) zusammen. Das einheitlich festgelegte Infrastruk-
turentgelt führt jedoch zu mehr Preistransparenz. 

− Die Ermöglichung des Durchleitungsmodells erhöht durch die freie Wahl des Stromlieferan-
ten den Wettbewerb um attraktive Ladeangebote. 

Die Ausschreibung der Ladeinfrastruktur auf bewirtschafteten Rastanlagen ist Bestandteil des Ge-
samtkonzepts für das Lkw-Schnellladenetz. Vor dem Hintergrund der gemeinsamen Ziele und Her-
ausforderungen wurde das beschriebene Wettbewerbsmodell bereits in gleicher Weise für unbe-
wirtschaftete Rastanlagen vertraglich implementiert. 

4 Vergabeverfahren 

Die Vergabe der Aufträge zur Planung, zur Errichtung und zum Betrieb des Lkw-Schnellladenetzes 
wird durch die Autobahn GmbH des Bundes durchgeführt. Das Vergabeverfahren wird als Verhand-
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach § 17 VgV durchgeführt. Die wesentlichen Verfah-
rensschritte stellen sich wie folgt dar: 

− Die Auftragsbekanntmachung und damit der Start des Vergabeverfahrens ist für November 
2026 geplant.  

− Teilnahmewettbewerb: Interessierte Unternehmen können sich im Rahmen eines Teilnah-
mewettbewerbs um die Teilnahme am Verhandlungsverfahren bewerben. Dabei müssen sie 
ihre wirtschaftlich-finanzielle und technisch-berufliche Leistungsfähigkeit nachweisen. Der 
Auftraggeber trifft auf der Grundlage festgelegter Eignungskriterien eine Auswahl, welche 
Bewerber zur Angebotsabgabe aufgefordert werden. Besondere Berücksichtigung finden 
dabei Referenzen im Bereich des Baus und Betriebs von öffentlich zugänglicher Ladeinfra-
struktur mit hohen Ladeleistungen. 

− Erstangebote: Die ausgewählten Bewerber werden zur Abgabe von Erstangeboten aufgefor-
dert, die auf Grundlage der dann zur Verfügung gestellten Unterlagen zu erstellen sind. Der 
Auftraggeber behält sich vor, den Zuschlag auf die Erstangebote zu erteilen. 

− Verhandlungen: Basierend auf den Erstangeboten finden Verhandlungen über die Erstange-
bote und die Vertrags- und Leistungsinhalte statt. 

− Verbindliche Angebote: Nach Abschluss der Verhandlungen werden die Bieter zur Abgabe 
finaler Angebote aufgefordert. 

− Zuschlagserteilung: Die Zuschläge werden in jedem Los auf das Angebot mit dem besten 
Preis-Leistungs-Verhältnis vergeben. Dabei gehen der Angebotspreis mit 70 % und die Leis-
tungsqualität mit 30 % in die Gesamtbewertung ein. Jeder Bieter kann sich auf alle Lose be-
werben, jedoch nur für ein Los den Zuschlag erhalten, es sei denn, es gibt andernfalls kein 
zuschlagsfähiges Angebot für ein bestimmtes Los. 


